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IN 


dem Geheimen Kanzleiinſpektor Pahl im 
Miniſterium für Handel und Gewerbe 
aus Anlaß ſeines Ausſcheidens aus 
dem Staatsdienſte den Charakter als 
Kanzleirat 


zu verleihen. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, 

dem Direktor der Baugewerkſchule in 
Görlitz Theobald Müller den Charakter 
als Gewerbeſchulrat, 

den Kommerzienräten Georg Fromberg 
in Berlin, Paul Friedrich Wilhelm 
Greef in Vierſen und Karl Friedrich 
Henrich in Frankfurt a. M. den 
Charakter als Geheimer Kommerzienrat, 

dem Fabrikbeſitzer Dr. phil. Erich KRunheim 


In dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe iſt dem Geheimen Kanzleiſekretär 
Fehlhaber der Charakter als Geheimer 


in Berlin und dem Kaufmann Karl 
Voßwinckel in Soeſt den Charakter 
als Kommerzienrat, 


Kanzleiinſpektor beigelegt und der Kanzlei⸗ 
diätar Poppenberg zum Geheimen Kanzlei⸗ 
ſekretär ernannt worden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Börſe in Frankfurt a. M. 


Bürſen-Ordnung für die Börfe in Frankfurt am Main. 
I. Börſenleitung und ihre Organe, Geſchäftszweige. 


81. 
Die Frankfurter Börſe iſt eine mit ſtaatlicher Genehmigung für den Handelsſtand 
gegründete Anſtalt, welche für die Verſammlung der Kaufleute, Makler und anderer 
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Perſonen zum Zwecke der Erleichterung des Betriebs von Handelsgeſchäften in Wertpapieren 
aller Art, Wechſeln, Schecks, Anweiſungen, Auszahlungen, Edelmetallen und Geldſorten 
beſtimmt iſt. 

Die Börſe iſt der Oberaufſicht der Staatsregierung unterſtellt. Die unmittelbare 
Aufſicht wird von der Handelskammer geführt, welche alljährlich aus dem Kreiſe ihrer 
Mitglieder oder der Börſenbeſucher den aus 9—12 Perſonen beſtehenden Börſenvorſtand wählt. 

Die Börſenleitung ſteht dem Börſenvorſtande zu. Die Obliegenheiten des Börſen⸗ 
vorſtandes werden durch die Geſchäftsordnung desſelben geregelt, welche von der Handels⸗ 
kammer zu genehmigen iſt. 


II. Zulaſſung zum Börſenbeſuch. 


82. 

Die Anmeldungen um Zulaſſung zum Börſenbeſuche gemäß § 3 haben ſchriftlich beim 
Börſenvorſtande zu erfolgen, unter Namhaftmachung zweier der Frankfurter Börſe ſeit 
mindeſtens 2 Jahren angehörenden Auskunftsperſonen. Die Zulaſſung erfolgt durch den 
Börſenvorſtand, gegen deſſen abweiſende Entſcheidung bei der Handelskammer Beſchwerde 
erhoben werden kann. 

Kursmakler gelten ohne Weiteres als zur Börſe zugelaſſen. Dieſelben ſind von der 
Verpflichtung, Börſenbeiträge zu entrichten, nicht befreit. 

Jeder zur Börſe Zugelaſſene iſt den Beſtimmungen der Börſenordnung und den für 
die Börſe jeweilig geltenden Uſancen unterworfen. 
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Dauernd und mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel werden zum 
Börſenbeſuche zugelaſſen diejenigen volljährigen Perſonen, welche als Inhaber einer Firma, 
Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft, 
perſönlich haftende Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien, Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung oder als Vorſtands⸗ 
mitglieder einer eingetragenen Genoſſenſchaft in ein Handels- bezw. Genoſſenſchaftsregiſter 
in Frankfurt a. M. oder benachbarten Orten eingetragen ſind, ſowie die Vorſtandsmitglieder 
der öffentlichen Bankanſtalten, die in Frankfurt a. M. oder benachbarten Orten ihren Sitz haben. 

Die Zulaſſung ſolcher Perſonen darf nach Erfüllung der in § 2 genannten Voraus- 
ſetzungen nur abgelehnt werden, wenn die Beſtimmungen des § 6 entgegenſtehen oder dem 
Börſenvorſtand Umſtände bekannt find, welche die Befürchtung rechtfertigen, daß der An- 
tragſteller den Anforderungen, die an einen am Börſenhandel teilnehmenden Börſenbeſucher 
zu ſtellen ſind, nicht entſprechen wird. In dieſem Falle kann die Ablehnung ohne Augabe 
von Gründen erfolgen. 

In geeigneten Fällen können ſtatt der im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen Prokuriſten 
oder Bevollmächtigte desſelben Betriebs als Börſenbeſucher dauernd und mit der Befugnis, 
am Börſenhandel teilzunehmen, zugelaſſen werden. 

Andern Perſonen kann der Börſenvorſtand nach ſeinem Ermeſſen die dauernde Zu— 
laſſung mit Teilnahmebefugnis gewähren, wenn die im Abſ. 2 erwähnten Beſtimmungen 
nicht entgegenſtehen und die dort erwähnten Vorausſetzungen erfüllt ſind; eine derartige 
Zulaſſung kann der Börſenvorſtand nach ſeinem Ermeſſen zurücknehmen. 


84. 
Zum Vörſenbeſuche können ferner nach freiem Ermeſſen des Börſenvorſtandes zu- 
gelaſſen werden: 

1. Kaufmänniſche Angeſtellte (Prokuriſten, Handlungsgehilfen, Volontäre und 
Lehrlinge) eines gemäß $ 3 zugelaſſenen Börſenbeſuchers, eines Kursmaklers 
oder einer der im § 3 genannten Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften, ſofern 
dieſe durch mindeſtens einen gemäß § 3 zugelaſſenen Börſenbeſucher an der 
Börſe vertreten find, oder einer öffentlichen Bankanſtalt, die in Frankfurt a. M. 
oder einem benachbarten Orte ihren Sitz hat. Dieſe Perſonen dürfen nur im 
Namen und für Rechnung des Dienſtherrn am Börſenhandel teilnehmen; 

2. Berichterſtatter der Preſſe, jedoch ohne Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel. 

Die Zulaſſung der unter Ziffer 1 genannten Perſonen erfolgt nur für ein Kalender⸗ 
jahr, die Zulaſſung der unter Ziffer 2 genannten ohne Zeitbeſchränkung. 

Der Börſenvorſtand muß die Zulaſſung zurücknehmen, wenn der Zugelaſſene unbefugt 
am Börſenhandel teilnimmt. 
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Außerhalb der Börſe jtehende, in Frankfurt oder auswärts wohnende Perſonen können 
im Laufe eines Semeſters die Börſe an drei aufeinanderfolgenden Tagen ohne Entrichtung 
eines Börſenbeitrags beſuchen, wenn dieſelben durch ein zum Börſenbeſuche berechtigtes 
Börſenmitglied eingeführt und in das im Börſenlokal aufliegende Fremdenbuch eingeſchrieben 
werden. Auswärts wohnende Perſonen, welche von dieſer Befugnis zum Börſenbeſuch 
öfters Gebrauch machen wollen, haben jedoch Monatskarten zu löſen. 

Die vorſtehend bezeichneten Perſonen ſind zur Teilnahme am Börſenhandel nicht befugt. 


$ 6. 

Zum Börſenbeſuche dürfen nicht zugelaſſen werden bezw. vom Börſenbeſuche find 
auszuſchließen: 
Perſonen weiblichen Geſchlechts; 
„Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 
„Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 

Vermögen beſchränkt find; 

4. Perſonen, welche wegen betrügeriſchen Bankrotts rechtskräftig verurteilt ſind; 
5 Perſonen, welche wegen einfachen Bankrotts rechtskräftig verurteilt ſind; 
7 
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Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden; 
Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 
erkannt Entſcheidung auf Ausſchließung von dem Beſuch einer Börſe 
erkannt iſt; 
8. Perſonen, welche ihre Verpflichtungen aus an der Börſe geſchloſſenen Geſchäften 
nicht erfüllen, nach jeweiliger Verfügung des Börſenvorſtandes; 
9. Börſenbeſucher, welche trotz erfolgter Mahnung ihren Börſenbeitrag nicht ent- 
richten, nach jeweiliger Verfügung des Börfenvorjtandes; 
10. Börſenbeſucher, welche ſich entgegen der Vorſchrift des § 2 den Entſcheidungen 
des Börſenvorſtandes über die geltenden Uſancen nicht unterwerfen. 

Vertreter von Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften find vom Vörſenbeſuch ausgeſchloſſen, 
ſoweit die Tatſachen unter Ziffer 3, 6, 9, 10 bezüglich der von ihnen vertretenen Geſellſchaft 
oder Genoſſenſchaft eingetreten ſind. 

Findet gemäß Abſatz 1, Ziffer 2—7 und 10, der Ausſchluß eines Inhabers oder 
Vertreters einer Firma ſtatt, ſo können durch Beſchluß des Börſenvorſtandes auch die 
übrigen Inhaber oder Vertreter dieſer Firma, die zum Börſenbeſuche zugelaſſen find, aus— 
geſchloſſen werden. 5 

8 7. 


Perſonen, welche wegen einfachen Bankrotts verurteilt worden ſind, können in be— 
ſonderen Fällen zum Börſenbeſuche zugelaſſen werden; doch darf die Zulaſſung nicht vor 
Ablauf von 6 Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen worden iſt, 
und nur in dem Falle erfolgen, wenn nachgewieſen wird, daß die Verbindlichkeiten durch 
Zahlung, Erlaß oder Stundung erledigt ſind. N 

Bei gleichem Nachweiſe können Perſonen zum Börſenbeſuche zugelaſſen bezw. wieder 
zugelaſſen werden, welche ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befunden haben. 


III. Börſenbeiträge. 
88. 
Die zum Beſuche der Börſe zugelaſſenen Perſonen haben Börſenbeiträge zu entrichten. 
Die Beiträge werden im November von der Handelskammer nach Beratung mit dem 
Ausſchuſſe der Börſen⸗Anteils⸗Eigner für das nächſte Kalenderjahr feſtgeſetzt und im voraus 
erhoben. Eine Rückvergütung des bereits bezahlten Beitrags findet nicht ſtatt. 


IV. Börſenverſammlung. 


89. 

Die Börſenverſammlungen finden zweimal täglich mit Ausnahme der Sonntage, der 
ſonntäglich gefeierten Feſttage (Neujahrstag, Karfreitag, Oſtermontag, Himmelfahrtstag, 
Pfingſtmontag, Buß⸗ und Bettag, beide Weihnachtsfeiertage) im Neuen Börſengebäude zu 
Frankfurt a. M. ſtatt. Die Handelskammer kann beſchließen, daß die Börſe an einzelnen 
Tagen ausfällt. 
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Der Börſenſaal wird um 11?/, Uhr mittags geöffnet. Die Mittagsbörſe beginnt um 
12¼ Uhr und dauert bis 2¼ Uhr nachmittags. Der Börſenſaal wird um 3 Uhr, an 
den Ultimo⸗Abrechnungstagen um 3¼ Uhr geſchloſſen. An Samstagen dauert die Mittags⸗ 
börſe bis auf weiteres von 12¼ bis 1⅝ Uhr; der Börſenſaal wird um 2 Uhr geſchloſſen. 
Die Abendbörſe beginnt um 5⅛ Uhr und endet um 6 Uhr. Beginn und Schluß der 
Börſe werden durch ein Glockenzeichen angegeben. 


8210, 
Der Zeitpunkt der Kündigung bei Zeit- und Prämiengeſchäften wird durch ein zwei⸗ 
maliges Zeichen mit der Glocke angegeben. 


V. Ordnungsvorſchriften. 
il. 

Jedes Mitglied des Börſenvorſtandes iſt befugt, Börſenbeſucher, welche die Ordnung, 
die Ruhe oder den Anſtand an der Börſe oder in den dazu gehörigen Nebenräumen ver⸗ 
letzen oder der Anordnung eines Mitglieds des Börſenvorſtandes nicht ungeſäumt Folge 
leiſten, ſofort und ohne Erörterung der Urſache entfernen zu laſſen. Das betreffende Mitglied 
des Börſenvorſtandes muß in dieſem Falle noch an demſelben Tage dem Vorſitzenden des 
Börſenvorſtandes ſchriftlichen Bericht erſtatten. 

Außerdem iſt bei ſolchen Vorfällen der Börſenvorſtand befugt, den Betreffenden bis 
auf die Dauer von 30 Tagen vom Börſenbeſuch auszuſchließen oder mit einer Geldſtrafe 
bis zu Mark 500 zu belegen. 

Gegen die Verhängung dieſer Diſziplinarſtrafe iſt eine Beſchwerde an die Handels- 
kammer innerhalb dreier Tage zuläſſig. 

Die Strafbeträge werden zu Unterſtützungszwecken verwendet. 

Das Rauchen iſt ſowohl in den Börfenfälen, als auch in den Gallerien und Neben- 
räumen der Börſe bei Strafe von 1— 10 Mark verboten. Ein Rechtsmittel gegen dieſe 
von dem Börſenvorſtande feſtzuſetzende Ordnungsſtrafe findet nicht ſtatt. 


VI. Ehrengericht. 
§ 12. 


Die Mitglieder des Ehrengerichts werden alljährlich von der Handelskammer aus ihren 
Mitgliedern, die der Börſe angehören, gewählt. Das Ehrengericht beſteht aus 5 Mit- 
gliedern und 3 ſtellvertretenden Mitgliedern. 

Das Ehrengericht wird von deſſen Vorſitzenden oder bei deſſen Behinderung durch 
den ſtellvertretenden Vorſitzenden einberufen. Es entſcheidet in einer Zahl von 5 Richtern. 
Für einen verhinderten oder nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung ausgeſchloſſenen 
oder abgelehnten Richter tritt ein ſtellvertretender Richter ein. 

Über einen Ablehnungsantrag entſcheidet das Ehrengericht. Gegen den Beſchluß des 
Ehrengerichts, durch welchen der Ablehnungsantrag für unbegründet erklärt wird, iſt 
Beſchwerde an die Handelskammer zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


8 13. 

Wird ein Inhaber, Teilhaber oder Vertreter einer Firma durch ehrengerichtliches 
Urteil zur Strafe der Ausſchließung von der Börſe verurteilt, ſo können durch Beſchluß 
des Börſenvorſtandes auch Teilhaber, Vertreter oder Angeſtellte der Firma für den gleichen 
Zeitraum von dem Beſuche der Börſe ausgeſchloſſen werden. 


VII. Zulaſſung zum Börfenhandel. 
8 14. 

Zur Entſcheidung über die Zulaſſung von Wertpapieren zum Handel an der Frank⸗ 
furter Börſe beſteht eine beſondere Kommiſſion (Zulaſſungsſtelle), deren Mitglieder von der 
Handelskammer ernannt werden. 

Die Zulaſſungsſtelle beſteht aus 16 Mitgliedern, von denen die Hälfte aus Perſonen 
beſteht, die ſich nicht berufsmäßig am Börſenhandel mit Wertpapieren beteiligen. 

Außer den Mitgliedern werden mindeſtens vier ſtellvertretende Mitglieder gewählt, 
von denen gleichfalls mindeſtens die Hälfte aus Perſonen beſteht, die ſich nicht berufsmäßig 
am Börſenhandel mit Wertpapieren beteiligen. 
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Im Falle der Behinderung eines Mitglieds wird von dem Vorſitzenden ein ſtell⸗ 
vertretendes Mitglied zur Sitzung eingeladen. Als Stellvertreter für ein nicht berufsmäßig 
am Börſenhandel beteiligtes Mitglied kann nur eine nicht berufsmäßig am Börſenhandel 
beteiligte Perſon einberufen werden. 

Die Zulaſſungsſtelle iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit von mindeſtens fünf Mitgliedern. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Anträge auf Zulaſſung von Wertpapieren können nur von einer an der Frankfurter 
Börſe vertretenen und in Frankfurt anſäſſigen Bank⸗Firma geſtellt werden. 


815 
Hinſichtlich der Befugniſſe und Pflichten der Zulaſſungsſtelle, der Vorausſetzungen der 
Zulaſſung von Wertpapieren zur Notierung und der Folgen der Nichtzulaſſung finden die 
Beſtimmungen des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896 bezw. 8. Mai 1908 und die dazu 
ergehenden Ausführungs⸗Beſtimmungen Anwendung. 


§ 16. 

Gegen die Entſcheidung der Zulaſſungsſtelle, wonach ein Wertpapier zum Handel an 
der Börſe nicht zugelaſſen wird, oder ein bereits eingeführtes Papier von der Notierung 
ausgeſchloſſen wird, ſteht den Emittenten binnen 14 Tagen die Beſchwerde an die Handels— 
epic 15 Zur Angabe von Gründen ihrer Entſcheidung iſt die Handelskammer nicht 
verpflichtet. 


VIII. Zulaſſung zum Börſenterminhandel. 
§ 17. 

Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel erfolgt durch den Börſen— 
vorſtand. Der Börſenvorſtand it befugt, die Zulaſſung zurückzunehmen. 

Vor der Zulaſſung ſind die Geſchäftsbedingungen fuͤr den Börſenterminhandel in den 
zuzulaſſenden Wertpapieren feſtzuſetzen. l 

Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel darf nur erfolgen, wenn 
die Geſamtſumme der Stücke, in denen der Börſenterminhandel ſtattfinden ſoll, ſich nach 
ihrem Nennwerte mindeſtens auf 20 Millionen Mark beläuft. 

Anteile einer inländiſchen Erwerbsgeſellſchaft dürfen nur mit Zuſtimmung der Geſell— 
ſchaft zum Börſenterminhandel zugelaſſen werden. Eine erfolgte Zulaſſung iſt auf Ver⸗ 
langen der Geſellſchaft ſpäteſtens nach Ablauf eines Jahres, von dem Tage an gerechnet, 
an welchem das Verlangen dem Börſenvorſtande gegenüber erklärt worden iſt, zurückzunehmen. 

Vor der Beſchlußfaſſung des Börſenvorſtandes über die Zulaſſung von Wertpapieren 
zum Börſenterminhandel iſt eine entſprechende Bekanntmachung durch Börſenanſchlag zu 
veröffentlichen. Zwiſchen der Beſchlußfaſſung über den Antrag auf Zulaſſung zum Börſen 
terminhandel und der Notierung muß ein Zeitraum von mindeſtens drei Tagen liegen. 

Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel iſt dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe anzuzeigen. 


IX. Kursfeſtſtellung. 
8 18. 
Für die Notierungen an der Frankfurter Börſe ſind Gebühren zu entrichten nach dem. 
von der Handelskammer feſtgeſetzten Tarif. Ausgenommen ſind deutſche Reichs- und Staats⸗ 
anleihen ſowie die Anleihen der Stadt Frankfurt a. M. 


§ 19. 


Die Feſtſtellung und Veröffentlichung der Kurſe erfolgt an der Mittags- und an der 
Abendbörſe im Auftrage der Handelskammer durch die Maklerkammer unbeſchadet der dem 
Börſenvorſtande nach § 29 Abſ. 2 des Börſengeſetzes eingeräumten Rechte. 

An der Mittagsbörſe erfolgt die Kursfeſtſtellung in folgender Weiſe: 

Für die per Kaffe gehandelten Werte findet die Kursfeſtſtellung um 1¼ Uhr ſtatt, 
bei welcher in der Regel für jedes Wertpapier ein einziger Kurs notiert werden ſoll. Sollen 
Kaſſawerte in verſchiedenen Rubriken oder in mehreren Kurſen notiert werden, ſo bedarf 
es hierzu der Anordnung des Börſenvorſtandes. Die nach 1¼ Uhr bis zum Schluſſe der 
Börſe in ſolchen Werten, in welchen mehrere Kurſe zugelaſſen ſind, ſtattgefundenen Abſchlüſſe 
ſind in gleicher Weiſe in beſonderen ſpäteren Kursfeſtſtellungen zur Notiz zu bringen. 


230 


Für die auf Termin gehandelten Werte findet die Kursfeſtſtellung um 1½ Uhr ſtatt; 
es können nach Bedarf mehrere Kurſe notiert werden, in welchen alle bis dahin ſtatt 
gefundenen Preisſchwankungen zum Ausdrucke zu bringen find; die nach 1¼ Uhr ſtatt 
gefundenen Abſchlüſſe ſind in gleicher Weiſe in beſonderen ſpäteren Kursfeſtſetzungen zur 
Notiz zu bringen. 

An der Abendbörſe erfolgt die Kursfeſtſtellung um 61/4 Uhr; die nach 61/4 Uhr bis 
zum Börſenſchluſſe ſtattfindenden Abſchlüſſe ſind in einer ſpäteren Kursfeſtſtellung um 
6½ Uhr zur Notiz zu bringen. Hinſichtlich der verſchiedenen Notierung der Kaſſawerte und 
der Terminwerte gelten dieſelben Beſtimmungen wie für die Mittagsbörſe. 


§ 20. 

Die Notierung geſchieht in folgender Weiſe: 

Zu den feſtgeſetzten Zeitpunkten tritt nach einem mit der Glocke zu gebenden Zeichen 
die Maklerkammer in dem dazu beſtimmten Raume zuſammen und ſtellt auf Grund der von 
den Kursmaklern gemachten Angaben und auf Grund eigener Wahrnehmungen den Börſen— 
preis feſt. Die Kursmakler ſind auf Verlangen der Maklerkammer verpflichtet, dieſer über 
die Schlüſſe ſowie über die unerledigt gebliebenen Aufträge Auskunft zu geben. Walten 
Zweifel wegen der Schlüſſe ob, ſo entſcheidet die Maklerkammer. Ein Anſpruch auf 
Berückſichtigung bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſenpreiſes kann nur für die durch 
Vermittelung der Kursmakler abgeſchloſſenen Geſchäfte erhoben werden. 


§ 21. 
Für die Kursfeſtſtellungen gelten folgende Grundſätze. Es wird der Kurs bezeichnet mit: 
1. bezahlt, wenn ſämtliche Aufträge erledigt wurden; 
2. bezahlt und Geld, wenn Kaufaufträge nicht vollſtändig erledigt wurden; 
3. bezahlt und Brief, wenn Verkaufaufträge nicht vollſtändig erledigt wurden; 
4. etwas bezahlt und Geld oder etwas bezahlt und Brief, wenn nur 
unbedeutende Abſchlüſſe zuſtande gekommen ſind und die vorliegenden Aufträge 
nicht vollſtändig erledigt wurden; 
5. Geld, wenn nur Nachfrage, Brief, wenn nur Angebot vorhanden war; 
6. Brief und Geld, wenn Ziffer 1—5 nicht zutreffen oder um einen anders nicht 
darzuſtellenden Kurs auszudrücken; 
Strich, wenn Ziffer 1—6 nicht zutreffen. Ferner kann durch Beſchluß der 
Maklerkammer die Streichung des Kurſes verfügt werden, falls beſondere 
Umſtände dies rechtfertigen. 
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8 22. 

Die von der Maklerkammer feſtgeſtellten Kurſe werden alsbald durch Anſchlag in dem 
Börſenſaal und Druck veröffentlicht; über das öffentliche Börſen-Kursblatt der Makler⸗ 
kammer trifft die Mafler-Drdnung nähere Beſtimmungen. 

Der Handelskammer ſteht die Aufſicht über die Maklerkammer zu. 

Beſchwerden über Verſtöße bei der Feſtſtellung oder Veröffentlichung der Kurſe ſind 
an die Handelskammer zu richten, welche hierüber endgültig entſcheidet. 


X. Schlußbeſtimmungen. 


F 23. 

Die Handelskammer wird die von den königlichen, ſtädtiſchen und anderen Behörden 
ihr zugeſtellten Bekanntmachungen an der Börſe anſchlagen laſſen, dieſelben bleiben in der 
Regel während 14 Tagen angeheftet. Bekanntmachungen von Privat⸗Anzeigen an der 
Börſe ſind an die beſondere Erlaubnis der Handelskammer gebunden. 


§ 24. 
Anderungen der Börſenzeit und der Zeit der Kursfeſtſtellungen ſowie der Prämien⸗ 


erklärungs⸗ und der Ultimotage kann die Handelskammer jederzeit nach eigenem Ermeſſen 
beſchließen. 
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§ 25. 

Die Veröffentlichung von privaten Kurszetteln (Preisliſten) für Geſchäfte in Papieren, 
welche zum Börſenhandel nicht zugelaſſen find, darf nur mit beſonderer von Fall zu Fall 
zu erteilender Genehmigung der Handelskammer erfolgen. 

Frankfurt a. M., 19. April 1909. 


Die Handelskammer zu Frankfurt a. M. 
(Unterſchriften.) 


Vorſtehende Börſenordnung wird genehmigt. 
Berlin, den 3. Mai 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIb. 4323. Delbrück. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Muſterungsbehörde in Neermoor. 


Die Muſterungsbehörde in Neermoor iſt aufgehoben, ihre Bücher, Liſten und Akten 
ſind der Königlichen Regierung in Aurich zur Aufbewahrung überwieſen worden. 


Betr. Führung des Schiffstagebuchs. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. f 
Berlin W. 66, den 5. Mat 1909. 


Im Einvernehmen mit den Regierungen der übrigen Bundesſeeſtaaten habe ich in 
Ergänzung der Polizeiverordnung, betreffend die Führung und Behandlung des Schiffs⸗ 
tagebuchs, vom 6. Februar 1904 (SMBl. ©. 37) die nachſtehende Polizeiverordnung vom ange 
heutigen Tage erlaſſen. Ich erſuche Sie, dieſe Polizeiverordnung durch das dortige Amts⸗ 
blatt zu veröffentlichen und mir ein Belagsblatt einzureichen. 

Im Auftrage. 
IIb 8189. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Aulage. 
Polizeiverordnung. 


Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſetz⸗Samml. ©. 195) erhält die Polizeiverordnung, betreffend die Führung 
und Behandlung des Schiffstagebuchs, vom 6. Februar 1904 zu § 1 Ziffer 2 und zu 
Anlage III unter II C2 nachſtehenden Zuſatz: 
Wenn zugleich Abſtandsbeſtimmungen vorgenommen find, müſſen bei allen dazu 
benutzten Peilungen (3. B. 4 Strich und quer ab) genaue Uhrzeiten angegeben 
werden. Bei Winkelmeſſungen ſind auch die für Inſtrumentenfehler verbeſſerten 
Winkel einzutragen. 


Berlin, den 5. Mai 1909. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
von der Hagen. 
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3. Eichweſen. 
Betr. Eichung der Meßgeräte. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. Mai 1909. 

Nach § 6 Abſ. 5 und § 12 Abſ. 1 der Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 
1908 (RGBl. S. 349) ift der Bundesrat ermächtigt, Ausnahmen von den für den eich⸗ 
pflichtigen Verkehr und die Eichung der Meßgeräte geltenden Beſtimmungen zuzulaſſen. 
Es iſt in Anregung gebracht worden, ſolche Ausnahmebeſtimmungen für die nachſtehend 
erörterten Fälle zu erlaſſen: 

J. Auf Grund des § 6 Abſ. 5 a. a. O. für die Anwendung und Bereithaltung: 

A. der auf dem engliſchen Syſtem beruhenden Maße und Gewichte, für die Her— 
ſtellung von Textilwaren und für den Verkehr ſolcher Waren nach und von dem Aus— 
lande, ſoweit es ſich nicht um Gewichte zur Ermittelung des Arbeitslohns handelt; 

B. der auf einem anderen als dem metriſchen Syſtem beruhenden ausländiſchen Ge⸗ 
wichte für die Herſtellung leoniſcher Waren im Verkehre nach dem Auslande; 

C. ſolcher Maße, die auf dem engliſchen Syſtem beruhen oder dem altfranzöſiſchen, 
dem rheinländiſchen oder dem altſchwediſchen Fuße angepaßt ſind, für den Verkehr von 
Holz nach und von dem Auslande. 

II. Auf Grund des $ 12 Abſ. 1 a. a. O. ſoll gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des 
Geſetzes für die Waſſermeſſer, die Geräte der Landmeſſer und Markſcheider ſowie für Leeren 
die Befreiung von der Eichpflicht vorgeſchrieben werden. 

Im einzelnen iſt zu den vorgeſchlagenen Ausnahmebeſtimmungen zu bemerken: 

Zu L A. Meßgeräte der Textilinduſtrie. 

Aus der Textilinduſtrie iſt der Wunſch ausgeſprochen, die in ihr üblichen Meßmittel, 
abgeſehen von den eichfähigen und meiſt auch ſchon jetzt geeichten Längenmaßen und Wagen, 
von der Verpflichtung zur Eichung auszunehmen. Bei der Prüfung dieſes Wunſches iſt 
davon ausgegangen, daß für eine etwaige Ausnahmebeſtimmung nur ſolche Meßmittel in 
Betracht zu ziehen ſind, welche nach den Vorſchriften in § 6 des Geſetzes als Maße oder 
Meßwerkzeuge der dort benannten Art gelten müſſen und deshalb an und für ſich der 
Eichpflicht unterliegen. Daher ſcheiden von vornherein aus diejenigen Meßeinrichtungen, 
welche in die Fabrikationsmaſchinen eingebaut ſind, einen nicht lösbaren Teil von ihnen 
bilden und nicht zum Meſſen allein, ſondern zugleich zu Arbeitszwecken dienen, wie Ausgabe 
walzen, Ablieferungszylinder und die mit ihnen verbundenen Meßuhren. Dasſelbe gilt für 
ſelbſtändige Meßapparate, wie Haſpeln, Weifen, Legge- und Wickelmaſchinen, Recto⸗ 
meter uſw., da auch ſie den Begriff eines Maßes oder Meßwerkzeugs im Sinne des § 6 
Abſ. 1 und 3 nicht erfüllen. Außer Betracht können auch diejenigen Meßmittel bleiben, 
welche, wie die Neigungswagen zur Feſtſtellung der Garnnummer, in erſter Linie inneren 
Betriebs⸗ und Kontrollzwecken dienen; daß das Ergebnis des Meſſens und Wägens in 
einem ſpäteren Stadium der Operationen, ſei es bei der Preisbeſtimmung oder bei der 
Lohnberechnung, verwertet wird, kann die Unterſtellung unter die Eichpflicht nicht begründen. 
Zu dieſer Gattung von Meßmitteln gehört auch das viel benutzte Stefan'ſche Meßband, 
ein Bandmaß aus Papier, das beim Falten und Wickeln des Stoffes durch beſondere 
Maſchinen zu Meßzwecken in den Stoff eingelegt wird. Auch dieſe Einrichtung hat mehr 
den Charakter eines Kontrollmittels als eines eigentlichen Maßes. 

In Anſehung dieſer und ähnlicher Meßmittel kann aus Rechtsgründen von Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen abgeſehen werden. Dagegen dürften ſolche Beſtimmungen für den 
Gebrauch engliſcher Maße und Gewichte geboten ſein. Die angeſtellten Ermittelungen 
haben ergeben, daß in der deutſchen Textilinduſtrie, hauptſächlich wegen der mit der eng⸗ 
liſchen Garnnumerierung zuſammenhängenden Verhältniſſe, ein weitverbreitetes Intereſſe 
beſteht, daß ihr der Gebrauch der engliſchen Maße und Gewichte geſtattet bleibt. Noch 
jetzt iſt ein großer Teil der Arbeitsmaſchinen engliſchen Urſprungs, Art und Eigenſchaft 
der Ware werden nach engliſchen Feſtſetzungen unterſchieden, und ſelbſt die Aufmachung 
richtet ſich nach engliſchem Muſter. Im Einfuhrverkehr iſt namentlich beim Bezuge der 
Rohſtoffe und Halbfabrikate engliſches Maß und Gewicht auf abſehbare Zeit hinaus nicht 
zu entbehren. Dasſelbe gilt für die Ausfuhr, da dieſes Syſtem in zahlreichen Abſatz 
gebieten, auf welche unſere Induſtrie bei der Ausfuhr von Tertilwaren angewieſen ift, in 
Geltung ſteht. Aber auch im Inlandsverkehre müſſen engliſches Maß und Gewicht wegen 
der dargelegten Bedürfniſſe des Auslandsverkehrs in den geſchäftlichen Beziehungen von 
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Betrieb zu Betrieb weiter geſtattet bleiben. Es ift hier namentlich an den Verkehr mit 
Bündelgarn zum Zweck des Bleichens, Färbens, Verwebens uſw. zu erinnern. 

Eine Beſchränkung der Ausnahme auf einzelne Zweige der Textilinduſtrie, in welchen 
engliſches Maß und Gewicht beſonders im Gebrauche ſind, z. B. auf die Baumwollinduſtrie, 
erſcheint nicht zweckmäßig, da es auch in anderen Induſtrien, z. B. in der Kammgarn-⸗ und 
in der Juteinduſtrie noch nicht entbehrlich iſt. Dagegen kann anſcheinend für die Ermitte⸗ 
lung des Arbeitslohns (vergl. § 6 Abſ. 2) von der Anwendung des engliſchen Gewichts 
abgeſehen werden. Die Ausnahme wird daher in dieſer Hinſicht auf das engliſche Maß 
beſchränkt werden können. 

Zu I. B. Meßgeräte der leoniſchen Induſtrie. 

Für die leoniſche Induſtrie wird von den beteiligten Kreiſen ganz allgemein die Zu- 
laſſung aller Arten ausländiſcher Gewichte verlangt. Insbeſondere kommen engliſche 
Gewichte wegen des ausgedehnten Handels mit England und ſeinen Kolonien, ſodann aber 
auch ägyptiſche, indiſche, chineſiſche und andere Gewichte in Betracht. Es wird hervor— 
gehoben, daß zwei Drittel des ganzen Umſatzes auf den Verkehr mit dem Ausland ent⸗ 
fallen, und daß eine Anderung der bisherigen Übung in dieſem Verkehre nicht möglich ſei. 
Die Lohnberechnung erfolge zwar weſentlich nach Spulenzahlen, die Spulen würden jedoch 
nach fremdem Gewichte gewogen. Die Zulaſſung fremder Maße iſt für dieſe Induſtrie 
nicht verlangt worden. 

Zu J. C. Meßgeräte im Holzhandel. 

Für den deutſchen Holzhandel mit dem Auslande kommen fait alle europäiſchen 
Staaten, außerhalb Europas, namentlich Nord und Südamerika, die engliſchen Kolonien, 
Agypten, Algier, Marokko und Japan in Betracht. In dieſem Verkehre ſind nach den 
angeſtellten Ermittelungen außer dem Meter hauptſächlich folgende Maße im Gebrauche: 
engliſcher Fuß, altfranzöſiſcher Fuß, rheinländiſcher Fuß, altſchwediſcher Fuß; und zwar in 
Geſtalt von Stäben, Stöcken, Latten, Kluppen, Bändern, Ketten uſw. Die beteiligten 
Kreiſe haben ſich dafür ausgeſprochen, daß im Intereſſe unſeres Holzhandels mit dem 
Auslande Ausnahmebeſtimmungen zugunſten der Beibehaltung der bezeichneten nicht 
metriſchen Maße getroffen werden. Es kommen angeblich in Betracht der altfranzöſiſche 
Fuß für den Handel mit Frankreich, Belgien und Holland, der rheinländiſche Fuß für den 
Handel mit Rußland und Oſterreich⸗Ungarn, der altſchwediſche Fuß für den Handel mit 
Schweden, Norwegen und Finnland. en | 

Da es im Intereſſe der Durchführung des metriſchen Syſtems nicht unbedenklich 
erſcheinen kann, den Gebrauch des altfranzöſiſchen, rheinländiſchen und altſchwediſchen Fußes 
ohne jede zeitliche Begrenzung zuzulaſſen, wird in Frage kommen können, die Geltung der 
Ausnahme zunächſt etwa auf einen Zeitraum von zehn Jahren zu beſchränken. 

Zu II. Aus nahmevorſchriften gemäß § 12 des Geſetzes. 

Außer für Waſſermeſſer, für die Geräte der Landmeſſer und Markſcheider ſowie für 
Leeren iſt die Befreiung von der Eichpflicht auch für die Getreideprober in Anregung 
gebracht worden. Es iſt indeſſen als zweifelhaft bezeichnet worden, ob für eine ſolche 
Ausnahmevorſchrift ein Bedürfnis vorliegt, da die eichfähigen Getreideprober im Getreide⸗ 
handel mehr und mehr Anerkennung gefunden haben und ihre allgemeine Einführung den 
Intereſſen des Verkehrs entſpricht. Die Ermittelungen in dieſer Frage ſind noch nicht 
abgeſchloſſen. 

0 Na erſuche binnen zwei Wochen um Außerung, ob die im vorſtehenden bezeichnete 
Regelung der Ausnahme als zweckentſprechend und ausreichend angeſehen werden kann. 
Im Auftrage. 

IIa 2369 It. Ang. von der Hagen. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 


Betr. Ernennung von Handelsrichtern. 
Berlin, den 15. April 1909 
Mit Rückſicht auf die durch Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 15. April 
1909 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden Handels⸗ 
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richter bei der Kammer für Handelsſachen in Altona wird das der Allgemeinen Verfügung 
vom 12. März 1904 (SM Bl. S. 81) beigefügte Verzeichnis B zu Nr. 13 in der aus der 
Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Küntzel. von der Hagen. 
Ila 2235 M. f. H. 
Anlage. Ver 
Si Zum Vorſchlage 
0 3 ſchlag Anzahl der 
Laufende] der Kammern der 
Nr. für Handelsrichter berechtigte Organe 
Handelsſachen des Handelsſtandes Handels⸗ en 
richter vertreter 
1 2 5 ec 3 4 r 
18. Altona Handelskammer zu Altona 6 6 
zeichnis B 


Anzahl der von den einzelnen Organen des Handelsſtandes vorzuſchlagenden Perſonen 
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Handels- Stell⸗ Handels⸗ Stell⸗ Haudels⸗ Stell- Handels⸗ Stell⸗ Handels⸗ Stell⸗ 
richtern vertretern | richter vertreter richtern vertretern richtern vertretern richtern vertretern 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Betr. Baunnternehmer und Bauleiter. 
Berlin, den 19. April 1909. 

Nach den hier gemachten Beobachtungen und den in letzter Zeit auch aus den Kreiſen 
der Baugewerksmeiſter lautgewordenen Klagen muß angenommen werden, daß die beteiligten 
Behörden von den ihnen im Geſetze vom 7. Januar 1907 (RGBl. S. 3) an die Hand ge⸗ 
gebenen Mitteln zur Entfernung ungeeigneter Elemente aus dem Stande der Bauunternehmer 
und Bauleiter bis jetzt noch wenig Gebrauch gemacht haben. Da es aber im Intereſſe der 
Standſicherheit der Bauten wie namentlich auch des Bauarbeiterſchutzes dringend geboten 
iſt, daß die Ziele des Geſetzes auch in der Praxis erreicht werden, ſo erſuchen wir Sie, 
die beteiligten Behörden auf jene Vorſchriften beſonders hinzuweiſen und ihnen zur Pflicht 
zu machen, in allen dazu geeigneten Fällen gegen unzuverläſſige Unternehmer und Bau⸗ 
leiter einzuſchreiten. Neben dem angeführten Reichsgeſetze kommen hierbei an weiteren Be⸗ 
ſtimmungen die dazu für Preußen ergangene Königliche Verordnung vom 4. Februar 1907 
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En 27) und die Ausführungsanweiſung vom 26. Februar 1907 (HM Bl. S. 50) in 
Betracht. 

Über die Fälle der Anwendung des Geſetzes im dortigen Bezirk und das in jedem 
einzelnen Falle erzielte Ergebnis erſuchen wir uns nach Ablauf von zwei Jahren eine kurz 
gehaltene Überſicht vorzulegen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Neuhaus. von Coels. 
III 800 D M. d. ö. A. — IV 3905 M. f. H. u. G. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen und Lagerung von Carbid. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ö . 

Berlin W. 66, den 25. April 1909. 


Die erleichternden Beſtimmungen des § 20 Ziffer 2 der Acetylenverordnung (HMBL. 
1906 S. 169) für bewegliche Entwickelungsapparate bis zu 2 kg Füllung haben nach den 
Verhandlungen im Deutſchen Acetylenverein und den Außerungen in der Fachliteratur zu 
einer vielfach nicht unbedenklichen Benutzung und Beanſpruchung ſolcher Apparate innerhalb 
geſchloſſener Arbeitsräume und zwar zu Schweißzwecken geführt. In Ankündigungen von 
Firmen findet man Apparate dieſer Größe für Schweißbrenner empfohlen, die einen Stunden⸗ 
verbrauch von 2200 I Gas und mehr haben, ſodaß der 2 kg Apparat bis zu 8 kg Carbid 
in der Stunde vergaſen muß. Dieſe ſtarke Inanſpruchnahme kann bei nicht ſehr ſorg⸗ 
fältiger Durchbildung des Apparats zu mannigfachen Mißſtänden führen. Häufig iſt das 
Carbid bei der ſchnellen Entwickelung nicht völlig vergaſt, ſo daß bei der Entſchlammung 
Acetylen in den Arbeitsraum entweicht, oder es wird verabſäumt, nach Beendigung der 
Vergaſung zu entſchlammen, ſo daß das Carbid in die Rückſtände ſtatt in friſches Ent⸗ 
wickelungswaſſer fällt und ſo die vorbezeichnete Gefahr in erhöhtem Maße auftritt. Noch 
bedenklicher ſind viele Apparate deswegen, weil ſie keine genügende Menge Entwickelungs⸗ 
waſſer enthalten, ſo daß ſich das Waſſer bei der ſtarken Beanſpruchung des Apparats über 
mäßig erwärmt, das Carbid bei der Vergaſung nicht mehr genügend gekühlt wird und 
zum Erglühen mit folgender Zerſetzung des Gaſes kommt. Unter ſolchen Verhältniſſen ſind 
Exploſionen nicht ausgeſchloſſen, zumal wenn fein gekörntes Carbid zur Verwendung gelangt, 
das nicht ſofort im Waſſer unterſinkt, ſondern bei mangelnder Benetzung auf dem Waſſer 
ſchwimmend ſich unter ungenügender Kühlung bis zum Erglühen erhitzt. Tritt in ſolchem 
Falle beim Carbideinwurf Luft in den Apparat, ſo ſind die Bedingungen für die Exploſion 
des Gaſes gegeben. Auch die Gasbehälter der kleinen Apparate haben vielfach zu geringe 
Abmeſſungen, ſo daß bei Pauſen in der Benutzung des Schweißbrenners das entwickelte 
Gas nicht aufgeſpeichert werden kann und dieſes aus dem Überdruckrohr oder den Waſſer⸗ 
verſchlüſſen in den Arbeitsraum entweicht. Die gleiche Gefahr liegt bei vielen Apparaten 
während der Beſchickungsperiode vor, indem bei mangelhaften Einführungsvorrichtungen 
innerhalb dieſer Periode reichlich Gas aus dem Apparat ausgeſtoßen wird. 

Infolge der großen Verbreitung, welche die autogene Schweißung in kurzer Zeit in 
der Induſtrie als Erſatz für die Lötung und Nietung, zu Ausbeſſerungen und dergleichen 
gefunden hat, haben ſich, wie bei der Einführung der Acetylenbeleuchtung, Firmen gefunden, 
die dieſe Erfindung geſchäftlich ausbeuten, ohne die erforderlichen Erfahrungen zu beſitzen. 
Einzelne derſelben ſcheuen ſich nicht, beim Verkaufe von Schweißbrennern Zeichnungen zur 
Selbſtanfertigung von Apparaten mitzuliefern, die zu den ſchlechteſten Syſtemen gehören 
und namentlich bei unſachgemäßer Ausführung geradezu lebensgefährlich ſind. In welche 
Gefahren ſich unerfahrene Perſonen bei der Anfertigung und Inbetriebnahme ſelbſtange⸗ 
fertigter primitiver Apparate begeben, hat vor kurzem erſt ein Unglücksfall in Poſen gezeigt, 
wo ein Handwerker bei der probeweiſen Inbetriebnahme eines ſolchen Apparats infolge 
eintretender Exploſion ſein Leben einbüßte. Auch in Hamburg iſt kürzlich ein ſogenannter 
2 kg Apparat, der ſogar zum Schweißen von Straßenbahnſchienen benutzt wurde, explodiert. 

Dieſe Vorkommniſſe und die beſprochenen, von berufener Seite beſtätigten Mängel 
vieler ſolcher, jetzt eine Ausnahmeſtellung genießender Apparate haben mich veranlaßt, in 
dem Entwurfe zur Abänderung der Acetylen⸗Polizeiverordnung auch für dieſe kleinen 
Schweißapparate eine behördliche Prüfung vorzuſehen und ihre Aufſtellung innerhalb von 
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Arbeitsräumen von einer beſonderen Erlaubnis, die allgemein für geprüfte und gut⸗ 
befundene Typen erteilt werden kann, abhängig zu machen. Da jedoch bis zur Erledigung 
der neuen Verordnung im Bundesrate noch längere Zeit vergehen dürfte, ſo werden 
inzwiſchen die geeigneten Maßnahmen zu ergreifen ſein, um die Benutzung ungeeigneter 
Apparate nach Möglichkeit zu hindern. 

In dieſer Beziehung bemerke ich zunächſt, daß der Wortlaut des § 20 Ziffer 2 a. a. O. 
darauf hinweiſt, daß die Ausnahme nur Automaten mit beſtimmt begrenzter Füllung, nicht auch 
Handeinwurfsapparaten, deren Beanſpruchung beliebig geſteigert werden kann, gewährt werden 
ſollte. Danach find alle Apparate mit Handeinwurf und ſolche Automaten, welche Ein- 
richtungen, wie Patronen und dergl. für mehrere Füllungen mit 2 kg Carbid, die nach⸗ 
einander zur Entwickelung gebracht werden, haben, als nicht unter die Ausnahmebeſtimmung 
fallend, kuͤnftig als anmelde- und prüfpflichtig zu erachten, auch zur Aufſtellung innerhalb 
geſchloſſener Arbeitsräume bis auf weiteres nicht zuzulaſſen. Anträge auf Geſtattung ihrer 
Benutzung in ſolchen Räumen erſuche ich mir zwecks einheitlicher Begutachtung durch den 
Deutſchen Acetylenverein zu übermitteln. Die Prüfung der Apparate iſt ebenfalls grund⸗ 
ſätzlich dem genannten Vereine vorzubehalten, und zwar ſoll mit derſelben eine Betriebs— 
prüfung verbunden werden. 

Hinſichtlich der übrigen Apparate iſt dafür zu ſorgen, daß den Beſitzern der nach den 
eingangs erörterten Geſichtspunkten als bedenklich zu erachtenden Ausführungen durch 
polizeiliche Verfügung auf Grund der §§ 120a ff. der Gewerbeordnung aufzugeben iſt, 
innerhalb kürzeſter Friſt ſolche Abänderungen zu treffen, durch welche die Gefahren für die 
Arbeiter vermieden werden. Insbeſondere ſind ſolche Apparate zu beachten, bei welchen 
während ihres Betriebs Acetylen in den Arbeitsraum entweichen kann. 

Sie wollen die Gewerbeaufſichtsbeamten, für welche Abdrücke dieſes Erlaſſes beigefügt 
ſind, anweiſen, der Beaufſichtigung der gedachten 2kg Schweißapparate ihre volle Aufmerkſamkeit 
zuzuwenden und innerhalb der nächſten 6 Monate tunlichſt alle Betriebe zu revidieren, in denen 
nach Anfrage bei der⸗Ortspolizeibehörde Acetylen-Schweißapparate betrieben werden. Über die 
dabei gemachten Wahrnehmungen erſuche ich mir nach Ablauf dieſer Friſt Bericht zu erſtatten. 

In Vertretung. 
III 3210. Dr. Richter. 


An die Herren Negierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Gebühren für Unterſuchung von Dampfkeſſeln. 
Berlin W. 66, den 29. April 1909. 

Da die Gebührenberechnungen für ſolche Abnahmeprüfungen von Dampfkeſſeln, die 
nach § 5 der Keſſelanweiſung vom 9. März 1900 von Gewerbeaufſichtsbeamten auszuführen 
ſind, bei der Lage der hiervon betroffenen Werke und der Einteilung der Gewerbeinſpektions⸗ 
bezirke nur auf je einen Zahlungspflichtigen auszuſtellen ſind, ſo erübrigt ſich die Ver⸗ 
wendung des Formulars 2 der mit unſerm Erlaß vom 10. April v. J. (HM Bl. S. 179) 
mitgeteilten Druckſachen. Für ſolche Fälle iſt das Formular K. . 3 der Keſſelanweiſung 
mit der darauf vorgeſehenen Anweiſung und Quittung, ſoweit ſie auf Gebührenberechnungen 
der Gewerbeinſpektionsbeamten Bezug haben, weiter zu benutzen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Foerſter. Im Auftrage. Holtz. 

Neumann. 


I 22136 F. M. — III 10005 M. f. H. — Ile 1372 M. d. J. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. bewegliche Motore. 
Berlin W. 66, den 6. Mai 1909. 

Für bewegliche Motoren im Sinne der Polizeiverordnung, betreffend Aufſtellung, 
Beſchaffenheit und Betrieb von beweglichen Kraftmaſchinen, gilt entſprechend der Begriffs⸗ 
beſtimmung für bewegliche Dampfkeſſel (vergl. Motive zur Gewerbeordnung von 1869, 
ſtenographiſcher Bericht 1869 Anl. S. 119) als weſentliches Merkmal, daß bei ihnen keine 
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dauernde Betriebsſtätte, ſondern je nach ihrer Beſtimmung und ihrem Gebrauche von vorn 
herein ein häufiger Stellenwechſel vorausgeſetzt wird. Dies trifft im fraglichen Falle bei 
dem feſt mit der Betriebsſtätte verankerten Dreſchkaſten nicht zu, deſſen zugehöriger Motor 
daher als feſtſtehender zu betrachten iſt. 

Sie wollen hiernach die Polizeibehörden mit Anweiſung verſehen. 


Der Miniſter Der Miniſter 

für Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Neumann. von Conrad. 


III 3260 M. f. H. — IAla 2254 M. f. L. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und zur gleichmäßigen Beachtung an die übrigen 
Herren Oberpräſidenten. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KBG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe für die Angeſtellten der Mitglieder des Vereins 

Stettiner Kaufleute von 1890 (E. V.) zu Stettin (E. H.), 
Franken⸗ und Sterbe⸗Kaſſe der Barbiere, Friſeure, Perückenmacher und verwandten 
Berufsgenoſſen (E. H.) in Berlin, 
Kranken⸗ und Sterbe⸗Kaſſe für Schuhmachermeiſter (E. H.) in Burg b. M., 
Krankenkaſſe für das Bäcker⸗ und Konditor-Gewerbe (E. H.) in Remſcheid, 
„Krankenkaſſe für Angeſtellte im Handelsgewerbe zu Hildesheim (E. H.), 
„Kranken⸗Unterſtützungskaſſe der Maurer- und Zimmergeſellen in der Stadt Elze (E. H.). 
erlin, den 10. Mai 1909. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 8405 U. ung. Neumann. 
N. Yu om ͥ d.]. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Y u e 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. en . 66, den 29. April 1909. 
Gemäß Ziffer I Abſ. 2 der Vorſchriften vom 23. Januar 1907 (HMBl. S. 14) habe 
ich dem Frauenbildungsverein in Caſſel widerruflich das Recht zur Ausbildung von Ge— 
werbeſchullehrerinnen für die unter Ziffer IIa bis f aufgeführten Lehrfächer (Kochen und 
Hauswirtſchaft, einfache und feine Handarbeiten ſowie Maſchinenähen, Wäſcheanfertigung, 
Schneidern, Putz, Kunſthandarbeiten) erteilt. 
Sie wollen dieſen Erlaß durch die Regierungsamtsblätter zur allgemeinen Kenntnis bringen. 


IV 4070. Delbrück. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Anleitung zum Turnen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 29. April 1909. 


Ich erſuche Sie, die Leiter der gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen 
auf die im Auftrage des Herrn Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
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angelegenheiten herausgegebene, im Verlage der J. G. Cotta'ſchen Buchhandlung Nach 
folger, Zweigniederlaſſung Berlin, erſchienene Anleitung für das Knabenturnen in Volks⸗ 
ſchulen ohne Turnhalle aufmerkſam zu machen. Dieſe Anleitung wird bei entſprechenden 
Veranſtaltungen an den Fortbildungsſchulen (vergl. Erlaß vom 25. Juli v. J., HMBl. S. 315) 
mit Nutzen Verwendung finden können. 

IV 4217. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


3. Fachſchulen. 
Betr. Stundenverteilungspläne der Maſchinenbauſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 28. April 1909. 

In Abänderung des Runderlaſſes vom 10. April 1902 (HMBl. S. 171) beſtimme 
ich hierdurch zur Verminderung des Schreibwerkes, daß die Stundenverteilungspläne 
der Maſchinenbauſchulen und verwandten Fachſchulen von jetzt ab nicht mehr an 
mich, ſondern nur noch an das Landesgewerbeamt zu den feſtgeſetzten Terminen (1. Juni 
und 1. Dezember) einzureichen ſind. Der Runderlaß vom 15. Auguſt 1904 — IIIb 5794 
nicht IIIa 3199 — (HMBl. S. 394) bleibt, abgeſehen davon, daß die Stundenverteilungs⸗ 
pläne dem Landesgewerbeamt und nicht mir vorzulegen ſind, auch weiter in Kraft. Berichte 
über nachträglich erforderlich werdende Anderungen der Stundenverteilung ſind auch fernerhin 
an mich einzureichen. 

Sie wollen das hiernach Erforderliche für die Schulen Ihres Bezirkes veranlaſſen. 


Im Auftrage. 
IV 4436. 5 Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 


Sonutagsarbeit der mit Anderungs⸗ und Zurichtungsarbeiten beſchäftigten Perjonen in Kleider⸗ 
konfektionsgeſchäften. 

Entſcheidung des Reichsgerichts, 2. Strafſenat, vom 13. Oktober 1908. 

Nach dem, was die Strafkammer in tatſächlicher Hinſicht über die Einrichtungen und 
Betriebsverhältniſſe in dem Damen und Kinderkonfektionsgeſchäfte des Angeklagten feſt 
ſtellt, unterliegt ihre Annahme, daß der Angeklagte eine Werkſtätte betreibt, und zwar 
eine Werkſtätte ſowohl im Sinne des Abſ. 1 § 105b der Gewerbeordnung wie auch im 
Sinne der Kaiſerlichen Verordnungen vom 31. Mai 1897 und 17. Februar 1904, keinem 
Bedenken. | 

1. Der Angeklagte ift allerdings Kaufmann, und ſoweit ſich feine Tätigkeit auf den 
Weiterverkauf der von ihm geführten Waren, fertiger Frauen- und Kinderkleidung, beſchränkt, 
wird man ihn nicht als Gewerbetreibenden und ſeine hierbei mitwirkenden Gehilfen nicht 
als Gewerbegehilfen, wie fie der Titel VII der Gewerbeordnung (§§ 105ff.) im Auge hat, 
anſprechen dürfen. Allein der Geſchäftsbetrieb des Angeklagten geht weiter. Er umfaßt 
nach der Feſtſtellung des Urteils auch die Vornahme derjenigen Abänderungsarbeiten, die 
an dem einzeln verkauften Kleidungsſtücke erforderlich werden, um es für den Abnehmer 
paſſend zu machen. Dieſes Zurechtmachen wird nicht von den Verkäuferinnen des Geſchäfts 
ausgeführt, ſondern, da die Arbeiten zum Teil umfangreicher Natur ſind und längere Zeit 
in Anſpruch nehmen, von drei bis vier Arbeiterinnen, die lediglich hierzu angeſtellt ſind 
und es in einem vom Verkaufsladen abgetrennten, zu dem Zwecke mit mehreren Näh 
maſchinen ausgeſtatteten beſonderen Raume verrichten. g 

Mit Recht erblickt der Vorderrichter darin die Ausübung eines neben dem Handels 
gewerbe einhergehenden handwerksmäßigen Betriebs. Mag dieſer Betrieb auch mit dem 
Kaufmannsgewerbe des Angeklagten nahe zuſammenhängen, ſo geht es doch nicht an, ihn 
deshalb als einen bloß unſelbſtändigen Beſtandteil des letzteren anzuſehen oder ihn gar, wie 
die Reviſion will, im Handelsgeſchäfte vollſtändig aufgehen zu laſſen. Eine ſolche Auffaſſung 
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wäre am allerwenigſten vom Standpunkte der Gewerbeordnung zu rechtfertigen, deren 
Arbeiterſchutzbeſtimmungen (§§ 105 ff.) überall Anwendung erheiſchen, wo Arbeiter kraft 
eines gewerblichen Arbeitsvertrags zu techniſchen Dienſtleiſtungen herangezogen werden, 
gleichviel welcher Art das Unternehmen iſt, dem ihre Arbeit wirtſchaftlich zu gute kommt, 
ob dieſe etwa einem handwerks⸗ oder fabrikmäßigen Betrieb eingegliedert oder, wie hier, 
einem Unternehmen anderer (kaufmänniſcher) Art nur äußerlich angegliedert iſt. 

Der Hinweis der Reviſion auf die angeblichen Gepflogenheiten des Geſchäftsverkehrs, 
der in dem Umändern eines für den Einzelverkauf vorrätig gehaltenen fertigen Kleidungs⸗ 
ſtücks, um es für die Figur der Käuferin paſſend zu geſtalten, nur ein, Moment des Kauf⸗ 
geſchäfts“ erblicke, geht fehl. Die Anſchauung der beteiligten Unternehmerkreiſe kann nicht 
entſcheiden; maßgebend kann nur ſein die objektive Beſchaffenheit der Dienſte, die die zu 
ſolchen Arbeitsverrichtungen vom Angeklagten Angeſtellten zu betätigen haben. Dieſe 
Dienſtleiſtungen haben aber mit dem kaufmänniſchen Teile des Unternehmens des Ange— 
klagten nichts zu tun. Sie dienen nicht unmittelbar dem Abſatz oder dem Inverkehrbringen 
der Ware, wollen die Ware vielmehr dadurch, daß ſie ſie für die Käufer abnahmefähig 
machen, erſt für den Abſatz fertigſtellen. 

Daß dem ſo iſt, kann nicht im Hinblick darauf beſtritten werden, daß der Angeklagte 
ſich nur mit einem Handel von fertigen Waren befaßt. Für die Käuferin, die ſich unter 
den zum Verkauf geſtellten Vorräten des Angeklagten ein Kleid ausgeſucht hat, der es aber 
nicht ſitzt, während ſie nur ein vollkommen paſſendes Kleid erwerben will, iſt es eben noch 
nicht fertig, und ſo iſt auch der Verkäufer, wenn er auf die Abnahme des Kleides rechnen 
will, genötigt, es durch Vornahme der vom anderen Teile daran gewünſchten Abänderungen 
noch vollends fertig zu machen. In dieſem Sinne iſt es zutreffend, wenn die Vorinſtanz 
das von den ſogenannten „Anderinnen“ im Geſchäfte des Angeklagten beſorgte Umändern, 
durch das dem Kleide erſt die erforderliche Verwendbarkeit gegeben wird, als den letzten 
Teil ſeiner Herſtellung bezeichnet. Alle Tätigkeit aber, die der Herſtellung, Bearbeitung 
oder Verarbeitung von Waren gewidmet iſt, im Gegenſatze zu der auf ihren Verkauf 
gerichteten, zählt zu der gewerblichen und ſtempelt die damit beſchäftigten Arbeiter zu 
Gewerbegehilfen. 

Wenn in den von der Reviſion angeführten oberlandesgerichtlichen Entſcheidungen zur 
Begründung der eutgegengeſetzten Meinung darauf Gewicht gelegt wird, daß es ſich bei den 
in Konfektionsgeſchäften üblichen Abänderungen um Arbeitsverrichtungen handle, die dem 
Kaufvertrage vorangingen und feinen endgültigen Abſchluß ermöglichen ſollten, ſo kann die 
tatſächliche Richtigkeit der Bemerkung auf ſich beruhen bleiben. Selbſt wenn ſie zuträfe, 
wäre ſie für die Beurteilung gleichgültig, da der Begriff der gewerblichen Arbeit nicht davon 
abhängig iſt, ob ſie zur Erfüllung eines bereits abgeſchloſſenen oder in Erwartung eines 
mit Bezug auf den Gegenſtand der Bearbeitung erſt noch abzuſchließenden Kaufvertrags 
geſchieht. Und noch weniger kann darauf etwas ankommen, welches privatrechtliche Rechts 
geſchäft der Vornahme der notwendigen Umänderungsarbeiten zu Grunde liegt: ob Kauf 
oder Werkvertrag. r 

Gegen den Angeklagten jteht nach der angefochtenen Eutſcheidung feſt, daß er ſeine 
mit dem Paſſendmachen beſchäftigten Arbeiterinnen in der hierzu eingerichteten Wertſtätte 
während des Jahres 1907 beſtändig auch an den Sonn⸗ und Feiertagen hat arbeiten laſſen; 
ſeine Verurteilung wegen Vergehens nach 8 105b verbunden mit § 146 der Gewerbe⸗ 
ordnung iſt hiernach gerechtfertigt. 

2. Das Vorhandenſein eines Wertftättenbetriebs begründete für den Angeklagten an 
ſich noch nicht zugleich die Verpflichtung, von ſeiner Abſicht, dort Arbeiterinnen oder jugend- 
liche Arbeiter zu beſchäftigen, der Ortspolizeibehörde gemäß § 138 der Gewerbeordnung 
vorher Anzeige zu erſtatten. Eine ſolche Verpflichtung beſteht nach dem Geſetze zunächſt nur 
für die in § 154 Abſ. 3 der Gewerbeordnung bezeichneten Werkſtätten, zu denen die des 
Angeklagten nicht gehört, für andere Werkſtätten nur inſoweit, als die Anwendung des 
§ 138 durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrats auf ſie ausdrücklich 
ausgedehnt worden iſt. (§ 154 Abſ. 4 der Gewerbeordnung.) 

Dies iſt mit bezug auf die Werkſtätten der Kleider⸗ und Wäſchekonfektion durch die 
Kaiſerlichen Verordnungen vom 31. Mai 1897 und 17. Februar 1904 geſchehen, inſofern 
die Beſtimmungen der §8 135— 139, 139 b der Gewerbeordnung nunmehr auch auf Werk⸗ 
ſtätten für anwendbar erklärt ſind, N 

in welchen Frauen⸗ und Kinderkleidung (Mäntel, Kleider, Umhänge und dergl.) 
im großen oder auf Beſtellung nach Maß für den perſönlichen Bedarf der 
Beſteller angefertigt oder bearbeitet wird. 
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Die Strafkammer, die den Angeklagten auch einer Übertretung gegen § 138 verbunden mit 
$ 149 Nr. 7 der Gewerbeordnung ſchuldig erklärt hat, rechnet die zum Paſſendmachen der 
Kleider erforderlichen Abänderungsarbeiten in der Werkſtätte des Angeklagten zu den „auf 
Beſtellung nach Maß für den perſönlichen Bedarf des Beſtellers“ vorgenommenen. Auch 
hierin iſt ihrer Auffaſſung beizupflichten. 

Die Reviſion erkennt an, daß das von den „Anderinnen“ beſorgte Zurechtmachen auf 
eine Bearbeitung der Kleidung im Sinne der Kaiſerlichen Verordnung hinauslaufe. 
Beſtritten wird nur, daß dies auf Beſtellung des Käufers geſchehe; die Abänderungen 
würden vielmehr von dem Angeklagten ſelbſt zwecks Herbeiführung des Kaufabſchluſſes 
veranlaßt. Allein die tatſächlichen Feſtſtellungen des Urteils laſſen keinen Zweifel darüber, 
daß es ſich im vorliegenden Falle um Abänderungen ſolcher Kleidungsſtücke handelte, die 
jemand bereits gekauft hatte, die er aber nur für den Fall abzunehmen bereit und ver- 
pflichtet war, daß ſie nach ſeiner Körperfigur entſprechend zurecht gemacht würden. Der 
Käufer war es, der die Abänderungen forderte, ſie „beſtellte“; daß ſie nur vom An— 
geklagten, als dem Unternehmer des Betriebs „veranlaßt“, d. h. angeordnet werden konnten, 
liegt in der Natur der Sache. 

Ohne Grund bezweifelt die Reviſion endlich, daß das Umändern der Kleidung eine 
Herſtellung oder Bearbeitung „nach Maß“ in ſich ſchließe. Gerade deshalb, weil die auf 
Normalmaß zugeſchnittenen Kleider, die der Angeklagte in ſeinem Geſchäfte feilhielt, den 
Körpermaßen des Beſtellers nicht entſprach, machte ſich noch ihre nachträgliche Bearbeitung 
notwendig. Sie wurden, von Ausnahmefällen abgeſehen, erſt dadurch lieferungsfähig, daß 
ihre gegebenen Maße mit den individuellen Körpermaßen des Käufers in Übereinſtimmung 
gebracht wurden. Ein Maßnehmen findet auch beim Handel mit fertigen Kleidungsſtücken 
ſtatt. Nur daß die erforderlichen Maße hier in etwas anderer Weiſe genommen werden, 
als bei der Neuanfertigung eines Kleides, ſei es durch ein unmittelbares Anpaſſen des 
Kleidungsſtücks auf dem Körper oder durch eine Vergleichung der Maße des fertigen 
Kleides mit den am Körper des Käufers ſelbſt ermittelten. 

Sachlich iſt dieſer Unterſchied bedeutungslos. Auch iſt die Arbeit, wie ſie die 
„Anderinnen“ im Geſchäfte des Angeklagten zu verrichten haben, techniſch nicht weſentlich 
verſchieden von der in anderen Schneiderwerkſtätten zu leiſtenden, wo Frauen- und finder: 
kleidung von Arbeiterinnen im großen oder auf Beſtellung nach Maß neu angefertigt wird. 
Und es wäre nicht zu verſtehen, wenn bei einer ſolchen Gleichheit der Verhältniſſe die 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des Unternehmers im erſteren Falle anders beurteilt werden 
ſollte als im zweiten. Der Umſtand, daß der Werkſtättenbetrieb des Angeklagten mit ſeinem 
Verkaufsgeſchäft in gewiſſe räumliche Verbindung gebracht und dem wirtſchaftlichen Zwecke dieſes 
Unternehmens dienſtbar gemacht iſt, läßt die Rechtslage der dort beſchäftigten weiblichen Arbeiter, 
auf die allein es hier ankommt (§§ 137, 138 Abſ. 4 der Gewerbeordnung) unberührt. 

Dahingeſtellt kann bleiben, ob eine abweichende Beurteilung fich vielleicht dann recht: 
fertigen ließe, wenn an dem zu verkaufenden Gegenſtande zur Befriedigung der Wünſche des 
Käufers nur noch geringfügige Hantierungen vorzunehmen ſind, die im unmittelbaren Zu⸗ 
ſammenhange mit dem Kaufsabſchluſſe meiſt auf der Stelle, womöglich noch im Verkaufs⸗ 
laden ſelbſt, erledigt zu werden pflegen und auf deren Erledigung der Käufer in der Regel 
gleich wartet. Fälle der Art hat die preußiſche Ausführungs⸗Anweiſung zur Gewerbe— 
ordnung vom 1. Mai 1904 (HMBl. S. 123) im Auge, wenn fie in Ziffer 142 die Vor⸗ 
nahme von „Anderungs⸗ und Zurichtungsarbeiten“ beim Ladenverkauf in Anſehung der 
Sonntagsruhe als Beſchäftigung im Handelsgewerbe angeſehen wiſſen will. Derartige 
Verhältniſſe kommen nach den getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen hier nicht in Frage. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur Reichsgewerbe⸗ 
ordnung ergehenden Abänderungsgeſetze uſw. Band VIII Heft 3. Verlag von Franz 
Vahlen, Berlin. 


Der Laienrichter. Ein Leitfaden für Schöffen und Geſchworene, ſowie für Beiſitzer 
der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte von Dr. J. B. Then J, Rechtsanwalt in Würzburg. 
Verlag von Ph. L. Jung, München 7. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


